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Die von den Abgeordneten Dr. PILZ und Genossen am 

5. Oktober 1987 an mich gerichtete Anfrage Nr. 965/J, 

betreffend Gewaltanwenduns durch Exek~tivbeamtei beantworte 

i<:h wie folgt: 

Die vorliegende Anfrage ist eine aus einer Serie von 

insgesamt 59 gleichartigen Anfragen, die von den Abgeordne-. 

ten Dr. PILZ und Genossen sm gleichen Tag und mit gleich­

lautendem Text an mich gerichtet wurden. Alle diese Anfra­

gen unterscheiden sich lediglich dadurch voneinander, daß 

am Schluß des Anfragetextes lapidare Hinweise auf die 

Person oder den Vorfall, auf die sich die Anfrage bezieht, 

angefUhrt werden. 

Alle 59 Anfragen haben behauptete übergriffe von 

Organen der Polizei oder Gendarmerie zum Gegenstand, wobei 

sich die maßgeblichen Ereignisse in den Jahren z~ischen 

1979 und 1987 zugetragen haben. 

Wenngleich ich selbstverständlich das Recht der Abge­

ordneten zum Nationalrat, Uberalle Vorgänge im Bereich 

der staatlichen Vollziehung Aufklärung zu verlangen, kei­

ne~we9s in Frage stelle, so mHchte ich gerade angesichts 

dieser Flut von Anfragen doch auch darauf verweisen, daß 

die Beantwortung derartiger Massenanfrasen eine enorme und 

äußerst zeitaufwendise Belastung der Verwaltung verursacht 
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und diese Belastung insbesondere dann das normale Maß bei 

weitem Ubersteigt, wenn sich Anfragen auf lange zurUcklie­

gende Sachverhalte beziehen und daher die Beantwortung. 

gerade aus diesem Grund Uberaus komplizierte Nachforschun­

gen erfordert. 

Ganz allgemein stelle ich fest, daB jeder mir zur 

Kenntnis selangende angebliche oder tatsächliche Ubergriff 

von Organen der Polizei oder Gendarmerie stets genauestund 

mit htichstmtiglicher Objektivität untersucht wird und daß in 

allen diesen Fällen segen die beschuldigten Beamten die 

erforderlichen ~trafrechtlichen und disziplinären MaBnah~en 

gesetzt werden. Ich lege srUBten Wert darauf, daß Anschul­

digungen der geschilderten Art stets von atißerhalb des 

Sicherheitsapparates selegenen Instanzen, hämlich von den 

Staatsanwaltschaften bzw. Gerichten, auf ihre Stichhältig­

keit UberprUft werden. 

Im einzelnen fUhre ich zur vorliegenden Anfrage aus: 

Zu A) Am 1.6.1984, um 12.14 Uhr, wurde Heinz KOMAREK von 

der Besatzung eines Streifenwagens in Wien 22., Guido 

Lammersasse, angehalten, da er mit seinem Fahrrad 

eine Einbahn in der Gegenrichtuns befuhr. 

Im Verlauf der Amtshandlung kam es zu verbalen Un­

mutsäußerunsen KOMAREK's, der sich zu Unrecht ange­

halten fühlte. Da er sich trotz Darlegung der Rechts­

lage htichst uneinsichtig zeigte, teilten die Beamten 

dem Beanstandeten mit, daß er nach der StVO zur 

Anzeige gebracht werde. 

KOMAREK begann nun mit den Beamten zu schreien und 

wild zu gestikulieren, sodaß er von diesen mehrmals 

aufgefordert wurde, sein strafbares Verhalten einzu­

stellen. Da er dieser Aufforderung trotz mehrmaliger 

Ab~ahnuns nicht Folge leistete (und Uberdies seine 

Identität ebenfalls nicht feststellbar war), wurde er 
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wegen Verharrens in einer strafbaren Handlung gem~ß § 

35 c VStG zwecks VorfUhrung vor die zuständige Behör­

de um 12.25 Uhr festgenommen. 

Dieser Festnahme konnte er sich jedoch vorerst durch 

Wegfahren mit dem Fahrrad entziehen. Da KOMAREK seine 

dreijährige Tochter sm Rad mitfUhrte v.rsuchten die 

Beamten lediglich, ihn durch Festhalten des Rades an 

der Weiterfahrt zu hindern. 

Beide Sicherheitswachebeamten behaupten, daß KOMAREK 

dabei einem Beamten einen Stoß versetzt habe, wodurch 

dieser fast zu Sturz gekommen sei. 

Aufgrund des Hinweises einer Passantin konnte die 

Adresse des KOMAREK eruiert werden. Kurz nachdem die 

Beamten beim Wohnhaus eingetroffen waren, kam auch 

KOMAREK mit seinem Rad angefahren~ 

Mittlerweile waren im Stiegenhaus bzw. im unmittelba­

ren Bereich davor im Freien neben zahlreichen Hausbe­

wohnern auch die Gattin des Beanstandeten und die 

Besatzung eines weiteren Streifenwagens eingetroffen~ 

Nachdem Frau KOMAREK ihrem Gatten das Kind abgenommen 

hatte, wurden dem heftig um sich Schlagenden Handfes­

seln angelegt. KOMAREK riß sich los und wollte erneut 

flUchten. Er wurde aber eingeholt. Bei dem folgenden 

Handgemenge stieß er mit dem Kopf gegen den im Stie­

genhaus befindlichen Briefkasten. Dabei schrie er, er 

wUrde geschlagen. 

Mit MUhe gelang es, den weiter wild um sich schlagen­

den KOMAREK in den Streifenwagen zu verschaffen. Er 

wurde in das Bezirkspolizeikommissariat Wien-Donau­

stadt gebracht und in den Ar~est abgeseben. Da er 

behauptete, die Beamten hjtten ihn gegen die Haus­

briefkastenanlage gestoBen, wurde der Amtsarzt beru­

fen. Dieser und auch der später gerufene Arzt des 
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Rettungsdienstes stellten keine Verletzungen fest. 

Aufgrund einer Beschwerde eines Zeugen, der. behaupte­

te, KOMAREK sei geschlagen worden, wurden vom Sicher­

heitsbUro Erhebungen durchgefUhrt. 

Zu 1:0 J,'iI. 

Zu C) Die Anzeige wurde von der Staatsanwaltschaft 8em~ß 

§ 90 StPO zurUckgelegt. 

Zu D) Entfällt im Hinblick auf Beantwortung der Frage C). 

Zu E) Es erfolgte keine Versetzung zu einer anderen Dienst­

!:;telle. 
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